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Tabakgesetz – eine „typisch österreichische Nicht-Lösung“
Österreich gilt international als eines der angenehmsten Tourismusziele für Raucherinnen und Raucher. Im internationalen Ranking der raucherfreundlichsten Länder nimmt Österreich mittlerweile den vierten Platz ein. Nur Griechenland, der Klein-Inselstaat Nauru und Russland liegen noch vor uns. Fraglich ist nur, ob wir uns dieses Image tatsächlich leisten wollen.

Trotz der vielfältigen negativen Folgen des Rauchens unternehmen die Bundesregierung und der Gesundheitsminister nichts, um dem dramatischen Anstieg des Tabakkonsums entgegen zu wirken und gegen das Image Österreichs als „Aschenbecher Europas“ anzukämpfen, sondern gehen stattdessen vor der Raucherlobby in die Knie. 
ArbeitnehmerInnen ungeschützt dem Qualm ausgesetzt

Vor allem ArbeitnehmerInnen sind dem gesundheitsschädlichen Qualm ungeschützt ausgesetzt. Die Jugend wächst mit „rauchenden“ Vorbildern auf – laut WHO rauchen 43,3 Prozent der Erwachsenen hier zu Lande. Mit elf probieren viele ihre ersten Zigaretten, mit 15 Jahren raucht jedes dritte Mädchen und jeder vierte Bursch.
Parlament: Regierung bleibt Antworten und Maßnahmen schuldig 

Die Grünen haben auf parlamentarischer Ebene bereits mehrere Initiativen gesetzt: Eine Dringliche Anfrage an Gesundheitsminister Stöger zum Nichtfunktionieren des neuen Tabakgesetzes. Die Antwort war höchst unbefriedigend und lapidar. 
Weitere parlamentarische Anfragen an ihn und andere betroffene Regierungsvertreter (Wirtschaftsminister Mitterlehner, Bundeskanzler Faymann und Finanzminister Pröll), die sich mit dem Faktum beschäftigen, dass Österreich die meisten und auch die jüngsten Raucher weltweit hat, blieben Antworten und vor allem Maßnahmen schuldig. Aber der Druck der Bevölkerung steigt. Glawischnig: "Ich hoffe auf Bewegung in der Sache und darauf, dass eine neue Diskussion stattfindet. Die Thematik werde jedenfalls in allen Fraktionen sehr kontroversiell betrachtet. Wenn das Gesetz am 1. Juli ausnahmslos in Kraft tritt, wird sich zeigen, wie zahnlos es ist.“
Rauchen – ein Geschäft für den Finanzminister

Die derzeitige Lösung ist für Glawischnig eine "typisch österreichische Nicht-Lösung". Die Definition der verschiedenen Lokaltypen und ihre Verpflichtungen zum Nichtraucherschutz sind schwammig formuliert. Die zu schaffende räumliche Trennung in RaucherInnen- und NichtraucherInnenbereiche in Lokalen über 49 Quadratmeter stellt die Gastronomie vor große finanzielle Herausforderungen. Zudem ist der ArbeitnehmerInnenschutz ein gewaltiges Problem. "Das Passivrauchen einer Zigarette durch eine werdende Mutter erhöht für das Kind den Herzschlag um 25 Prozent.“
Glawischnig erinnert daran, dass das Rauchen für den Finanzminister ein Geschäft ist. Aus der Tabaksteuer nimmt der Staat 1,4 Milliarden Euro ein, 60 Millionen davon seien der Beitrag der Jugendlichen denn: Die Hälfte der Jugendlichen raucht. Für Prävention würden aber nur zwölf Millionen investiert.

Zeit für einen „Kulturwandel“ gekommen
Die Grüne Bundessprecherin sieht die Zeit für einen "Kulturwandel" gekommen. "Ich sehe nicht ein, dass ein generelles Rauchverbot in der Gastronomie in vielen Ländern erfolgreich
funktioniert, bei uns aber nicht möglich ist". Glawischnig glaubt, dass es nach ein paar Monaten auch in Österreich von allen akzeptiert werden würde. "Beunruhigend" findet sie es, dass Stöger so tue, als ginge ihn das alles nichts an. Dass er sich darauf hinausrede, die Bevölkerung sei mehrheitlich dagegen. Gesundheitspolitik darf nicht erst dann realisiert werden, wenn es Mehrheiten dafür gibt.
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